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A. Problem 

Extremistische und militante Bestrebungen, die sich nicht gegen 
die eigene, sondern gegen die Verfassungsordnung ausländi- 
scher Staaten richten, haben in der Bundesrepublik Deutschland 
erheblich zugenommen. Dadurch kann die innere und äußere 
Sicherheit gefährdet werden. Für die Beobachtung solcher Be- 
strebungen und Sammlung von Informationen hierüber hat der. 
Bund bisher keine klare und ausreichende verfassungsrecht- 
liche Zuständigkeit. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß schlägt folgende Änderung des Artikels 73 
Nr. 10 GG und des Artikels 87 Abs. 1 Satz 2 GG vor: Die Gesetz- 
gebungszuständigkeit des Bundes für den Verfassungsschutz 
soll neu gefaßt werden. Dabei soll die Kompetenz nunmehr 
auch den Schutz der äußeren und inneren Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes umfassen. 

Die Befugnis, Zentralstellen zur Sammlung von Unterlagen zum 
Schutz gegen solche sicherheitsgefährdenden Bestrebungen ein- 
zurichten, wird entsprechend erweitert. 


C. Alternativen 

Eine Ausschußminderheit tritt dafür ein, entsprechend dem Re- 
gierungsentwurf einerseits die Kompetenzen des Bundes auf 
dem Gebiet des Verfassungsschutzes nur auf den Schutz gegen 
Bestrebungen von Ausländern zu erweitern, andererseits den 
Schutz nicht nur der inneren und äußeren Sicherheit, sondern 
auch der auswärtigen Belange der Bundesrepublik einzube- 
. ziehen. 

D. Kosten 

keine 
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I 

Sdiriitlicber Bericht 

des Rechtsausscliusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
... Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 73 und 87) 

— Drudesache VI/1479 — 


A. Beridit der Abgeordneten von Thadden und Sieglerschmidt 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 84. Sitzung am 9, Dezember 1970 an 
den Rechtsauuschuß federführend und den Innen- 
ausschuß mitberatend überwiesen. Der Rechtsaus- 
schuß hat den Gesetzentwurf in seiner 51., 72, und 
73. Sitzung am 14. Juni 1971, am 2. Februar 1972 
und am 3. Februar 1972 beraten. Der mitberatende 
Innenausschuß hat in seiner Stellungnahme vom 
29. April 1971 dem federführenden Rechtsaussdiuß 
empfohlen, dem Gesetzentwurf in der Fassung der 
Regierungsvorlage zuzustimmen. 

Die vom Rechtsausschiiß in seinem Antrag vorge- 
schlagene Geselzesfassung wird von einer Mehr- 
heit des Ausschusses getragen, wahrend eine starke 
Minderheit des Ausschusses die Fassung des Regie- 
rungsentwurfs unterstützt. 


II. 

Nach geltendem Verfassungsrecht besitzt der 
Bund Gesetzgebungskompetenzen für „die Zusam- 
menarbeit des Bundes und der Länder in der Krimi- 
nalpolizei und in Angelegenheiten des Verfassungs- 
schutzes, die Einrichtung eines Bundeskriminal- 
polizeiamtes sowie die internationale Verbrechens- 
bekämpfung" (Artikel 73 Nr. 10), Dazu stehen dem 
Bund nach Artikel 87 Abs. 1 GG Verwaltungskom- 
petenzen zu, nämlich die Einrichtung von „Zentral- 


stellen für das polizeiliche Auskunfts- und Nach- 
richtenwesen, zur Sammlung von Unterlagen für 
Zwecke des Verfassungsschutzes und für die Krimi- 
nalpolizei". Keine eindeutigen Zuständigkeiten ha- 
ben hiernach die Verfassungsschutzbehörden dafür, 
radikale politische Bestrebungen zu beobachten und 
zu überwachen, die nicht die Aufhebung, Änderung 
oder Störung der verfassungsmäßigen Ordnung der 
Bundesrepublik Deutschland zum Ziele haben, son- 
dern auf andere Weise die innere oder äußere 
Sicherheit oder auswärtige Belange der Bundes- 
republik Deutsdiland gefährden. Der geltenden Ver- 
fassungrechtslage entsprechend ist nach § 3 Abs. 1 
des Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bundes 
lind der Länder in Angelegenheiten des Verfas- 
sungsschutzes vom 27. September 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 682) die Aufgabe des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz und der entsprechenden Landes- 
behörden be.sdiränkt auf „die Sammlung und Aus- 
wertung von Auskünften, Nadirichten und sonstigen 
Unterlagen über Bestrebungen, die eine Aufhebung, 
Änderung oder Störung der verfassungsmäßigen 
Ordnung im Bund oder in einem Land oder eine 
ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung 
von Mitgliedern verfassungsmäßiger Organe des 
Bundes oder eines Landes zum Ziele haben". 

Es geht nunmehr vor allem darum, die verfas- 
sungsrechtliche Zuständigkeit der Verfassungsschutz- 
behörden ausdrücklich auf solche Bestrebungen zu 
erstrecken, die sich nicht gegen die eigene Verfas- 
sungsordnung der Bundesrepublik Deutschland rich- 
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len, sniulern Ci\r. Verlassunfjsordnunfj odci* (Inn hn- j 
sUnul eiiu's aiiswäi Staalos bekäinj^fcn um! da* | 

(iurch die iniu'vo otlor außoro Sichen heil oder aus- i 
Vv\niiiie I3olangc der Bundesrepublik DenlschUmd ! 
geuihidon. ! 

Ab^vv'klunul vom Rogicrungsontwuif schlägt der j 
RcchJstUisschuß in seiner Meiirlioit eine Ncuftissuac) 
des Ailikols 73 Nr. 10 und des Artikels 87 y\bs. 1 
Satz 2 GG vor, die sich an den gedtondon Artikel 10 
Abs. 2 GG anlehnt. Die Gosel zgebungskompotenz 
sowie die Verwaltungskoinpctonz des Bundes auf 
dem Gebiet des Verfassung.sschulzüs soll danach 
folgendermaßen erweitert werden: 

Die gewählte Neuformulicrung „Schutz der frei- 
hcitlirhcn dcmokratisdien Grundordnung, des Be- 
st and i's . . . des Bundes oder eines Landes“ stimmt 
se.(':dich mit der bisherigen Begriffsfassung „Verfas- 
^Li^Igssdultz'' überein und umschreibt nur die bis- 
lu rige Aufgabe der Verfassungsschutzbehörden. 
Neu liinzukommcn soll nunmehr der „Schutz der 
SiciuMlieit des Bundes oder eines Landes". Der Be- 
griff „Sicherheit" umfaßt die innere und die äußere 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. 

Gegenüber dem Regierungsentwurf sieht die vor- 
geschlagcne Grunclgeselzänderung die Erweiterung 
vor, daß nicht nur die Bestrebungen von Auslän- 
dern, sondern auch von Deutsdien, die die äußere 
oder innere Sidierheit der Bundesrepublik gefähr- 
den, von den Verfassungsschulzbehörden beob- 
achtet werden sollen. Nach Auffassung der Mehr- 
heit des Ausschusses wäre es sachlich nicht zu ver- 
treten, daß einerseits sicherheitsgefährdende Bestre- 
bungen von Ausländern von der Nachrichtensamm- 
luncj und -auswertung der Verfassungsschutzbehör- 
den erfaßt werden, ciagegen Deutsdie, die sich an 
solchen Bestrebungen beteiligen oder sie selbstän- 
dig unternehmen, nidit in die Beobachtung einbezo- 
gen werden könnten. 

Andererseits hat die Mehrheit des Ausschusses 
dagegen Bedenken, daß die Verfassungsschutzbehör- 
den auch die Aufgabe erhalten, auswärtige Belange 
der Bundesrepublik vor einer Gefährdung zu schüt- 
zen. Eine solche Zuständigkeit der Verfassungs- 
schutzbehörden wird als zu weitgehend erachtet. 
Grundsätzlich soll politischen Bestrebungen, die aus- 
wärtige Belange der Bundesrepublik gefährden, 
nicht mit Mitteln der Verfassungsschutzbehörden 
entgegengetreten werden. 


Bonn, den 23 


G('rt‘(htforligL er.srhoinl. clor Einsalz df?,s Vorfas- 
sungsschiit/.os cnst dann, wenn ciicj aiiSWiirligc 
Sicherlioit der Bim(lcsroi)ui>lik gefährdet wird. 

Demgegenüber tritt einc^ starke Mindeilnüt: des 
Ausschusses dafür ein, die vom Regierungscrnlwurf 
vorgeschlcigonc Fassung anzumdimen. Die Minder- 
heit sielit eine Notwendigkeit nur dafür gc^jeben, 
die Zuständigkeit der Verfassungsschul/behfirden 
auf die Kontrolle der Bcd.ätigung von pedi tisch, radi- 
kalen Auslänclorn zu erstrecken. Dabei geht die Min- 
derheit davon aus, daß Bestrebungen von Deut- 
schen, die die Sidierheit oder die auswärtigen Be- 
lange der Bundesrepublik Deutschland gc'*fährciGn, 
in aller Regel mit der Bekämpfung der Verfassungs- 
orclnung der Buncle.srepublik zusammenfallcn und 
damit schon nach geltendem Recht von den Ver- 
fassungssdiutzbehörden kontrolliert werden können. 
Die Einbeziehung Doutsdien in die vom Regie- 
rungsentwurf vorgesehene Koinpelcnzerweiterung 
der Verfassungsschulzbehörden hat nach Auffassung 
der Minderheit de.shalb kcinci praktische Bedeutung 
und ist bei dieser Sachlage im Hinblick auf den er- 
höhten Schutz, der den Grimclrechlcn der Dcnitschen 
gegenüber denen der Ausländer nach dem Grund- 
gesetz zukommt, nicht vertretbar. 

Dagegen sieht die Minderheit die vom Ausschuß 
vorgeschlagene Neufassung in-soweit als zu c'ug ge- 
zogen an, als die Vcrfassungssdiulzbehörcleii nur 
den Schutz der inneren und äußeren Sidierheit des 
Bundes, jedoch nicht auch den Schutz der „auswär- 
tigen Belange der Bundesrepublik Deutschland" zur 
Aufgabe erhalten sollen. Sie ist der Meinung, daß 
politische Extremisten unter den Ausländern und 
militante Ausländergruppen mit ihren auf den Be- 
stand oder die Verfassungsordnung der Auslancls- 
staaten gerichteten Bestrebungen ganz gewichtige 
auswärtige Belange der Bundesrepublik schädigen 
können, ohne damit schon die Sicherheit der Bun- 
desrepublik zu gefährden. Außerdem wird die Ge- 
fährdung von auswärtigen Belangen der ButkIcs- 
republik vielfach die Vorstufe einer Gofälirdimg 
der Sicherheit der Bundesrepublik sein. Dosluul) 
sollte nachrichtendienstlich schon dieses Vorfeld 
durch die Verfassungsschutzbehörden beobachtet 
und überwacht werden können. Die Minderheit der> 
Ausschusses spricht sich deshalb dafür aus, den 
Verfassungsschutzbehörden auch die Aufgabe des 
Schutzes gegen Bestrebungen von Ausländern, die 
die auswärtigen Belange der Bundesrepublik ge- 
j fährden, zu übertragen. 


. Februar 1972 


von Thadden Sieglerschmidt 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Binidestag wolle beschließen, 

den Gcsclzcntwvirf — Drucksache VI/1479 — in der 
anliegenden Fassung anzunehnien, 

Bonn, den 23. Februar 1972 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) von Thadden Sieglersdimidt 
Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines . . • Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 73 und Ö7) 


Dov Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rales das folgende CosoU beschlossen: 

Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

1. Artikel 73 Nr. 10 erhält folgende Fassung: 

„10. die Zusammenarbeit des Bundes und der 
Länder in der Kriminalpolizei, zum Schutze 
der freiheitlichen demokratischen Grund- 
ordnung, des Bestandes und der Sidierheit 
des Bundes oder eines Landes (Verfas- 
sungsschutz), sowie die Einrichtung eines 


Buiideskriminalpolizeiamtes und die inter- 
nationale Verbrechensbeküinpfungi 

2. Artikel 87 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Durch Bundesgesetz können Bundesgrenzschutz- 
behörden, Zentralstellen für das polizeiliche 
Auskunfts- und Nachriditenwesen, für die Kri- 
minalpolizei und zur Sammlung von Unterlagen 
für Zwecke des Schutzes der freiheitlichen deino- 
kratisdien Grundordnung des Bestandes und der 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes (Ver- 
fassungsschutz) eingerichtet werden." 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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